
Ausfertigung

Geschäftsnummer: 27 0 304t11 09.08.?011
(Gebhardt),
Justizbeschäftigte

Landgericht Berlin
lm Namen des Volkes

[Jrtell

verkündet am :

ln dem Rechtsstreit

des Herrn Ronald Lässig,
H3rdenberg platz 2, 1 0623 Berlin,

- Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte Wachsening & Stuck,
Kantstraße 47, 10625 Berlin - 

I

Klägers,

gegen

Herrn Carl-Wolfgang Holzapfel,
Kaiserdamm 9, 14057 Berlin,

- Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte Hobuß I Wowra,
Friedrichstraße 121, 1A117 Berlin,-

Beklagten,

hat die Zivilkammer 27 des Landgerichts Berlin in Berlin-Charlottenburg, Tegeler Weg 17-21,

10589 Berlin auf die mündliche Verhandlung vom 09.08.2011 durch den Vorsitzenden Richter am'

Landgericht Mauck und die Richter arn Landgericht Dr. Hagemeister und Dr. Himmer
i : , . ii :

'i

f ür Recht erkqnnt:
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1. Der Beklagte wird verurteilt, es bei Vermeidung eines für jeden Fall der Zuwiderhandlung

festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 250.000,00 €, ersatzweise Ordnungshaft, oder ei-

ner Ordnungshaft bis zu sechs Monaten zu unterlassen,

wörtlich oder sinngemäß die Behauptung aufzustellen und persönlich oder über den Verein

Vereinigung 17. Juni 1953 e. V. zu verbreiten, dass

a) der Kläger Mitveranstalter der lnformationsveranstaltung der SPD Berlin am 27.07.2Q1O

im Rathaus Berlin-Schöneberg gewesen ist,

b) Frau Tatjana Sterneberg auf Veranlassung des Klägers bei der lnformationsveranstal-

tung am 27.A7.2A10 im Rathaus Berlin des Saales verwiesen worden ist,

c) und der Beklagte auf Veranlassung des Klägers von der lnformationsveranstaltung am

27.A7.zC1A im Rathaus Berlin-Schöneberg ausgeschlossen worden ist.

2. Der Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

3. Das Urteil ist hinsichtlich des Unterlassungsausspruches gegen Sicherheitsleistung in Hö-

he von 10.000,00 € und im Übrigen in Höhe des jeweils beizuireibenden Betrages zuzüg-

lich 10 % vorläufig voilstreckbar.

i t l,'

.l

'i,

Tatbestand:; .r ,,r; '; ii;
Der Rechtsslreit hat die Hauptklage zum vorangegangenen Verfugungsverfahren 27.O.676110

gleichen Rubrums zum Gegenstand. I

;.:
Der Kläger ist stellvertretender Bundesvorsitzender der Vereinigung der Opfer des Stalinismus e.V

(VOS). Bis September 2010:rwar er Mitglied des SPD-Landesverbandes Nordrhein-Westfalen,

seitdem ist er: Mitglied im Landesverband Berlin. Der Beklagte ist Vorsitzender des Vereins Verei-

nigung 17. Juni 1953 e: V.,,urld war bis,'zu seinem Rilckiritt im Jahre 2009 stellvertretender Bun-

desvorsitzender der VOS. ' l

.t
Am 27.07.2010 veranstaltete der Landesverband der SPD Berlin eine lnformationsveranstaltung

im Rathaus Berlin-Schöneberg. Daran nahm der Kläger ats Referent teil. lm Laufe der Veranstal-

tung kam es durch den Veranstalter, in Person des Herrn Jürgen Jänen, zu einem Verweis von

Frau Tatjana Sterneberg aus den Veranstaltungsräumlichkeiten. Der Beklagte wurde durch Herrn

Jänen bereits nicht eingelassen. Daraufhin veröffentlichte der Beklagte auf der lnternetseite des

Vereins 17. J,uni 1953 die nq,chfolgend,in Fotokopie wiedergegebene Pressemitteilung vom 27.
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Der Kläger forderte den Beklagten mit,Anwaltsschreiben vom 12. August 2010 wegen der streit-

gegenständlichen Außerungen zur Abgabe einer strafbewehrten Unterlassungserklärung bis zum

18. August 2010 auf und bat ihn, bis zum Ablauf dieser Frist die entsprechenden Behauptungen

zu löschen. Der Beklagte änderte den lnhalt der Presseerklärung darauf hin nicht und gab auch

nicht die geforderte Unterlassungserklärung ab. Der Kläger hat darauf hin die einstweilige Verfü-

gung vom 31 . August 2010 envirkt, die durch Urteil vom 30. November 2010 bestätigt wurde. Eine

Abschlusserklärung gab der Beklagte nicht ab.

Der Kläger behauptet, die streitgegenständliche Veranstaltung nicht mitveranstaltet zu haben.

Vom Ausschluss des Beklagten sowie där Frau Sterneberg von der nichtöffentlichen Veranstal-

tung habe er erst im Nachhinein erfahren und selbigen nicht veranlasst.

Der Kläger beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, es bei Androhung der gesetzlich vorgesehenen Ordnungs-

mittel zu unierlassen, wörtfich oder sinngemäß die Behauptung aufzustellen und,persönlich

odgr über den Verein Vereinigqng 17. Juni 1953 e; V. zu verbreiten, dass

a) der Kläger Mitueranstalter der lnformationsveranstaltung der SPD Berlin am 27.O7.2Q1Q

im Rathaus Berlin-Schöneberg gewesen ist,

b) FraulTatjana Sterneberig auf Veranlassung des Klägers bei der lnformationsveranstal-

tung qqr 27.p7.7010,ip Rqthaus Berlin des Saales venndesen worden ist,

c) und der Beklagte auf Veranlassung des Klägers von der lnformationsveranstaltung am

27,07.2010 im Rathaus Berlinl$chöneberg ausgeschlossen worden ist,

Der Beklagte beaqtragt,

jl:

,li

die Klage abzuweisen.

Er ist der Ansioht, flie zu a), qngegriffene Aussage sei eine wertneutrale Außerun g. Twar möge die

Tatsache für sich ggsehen falsch Sein, doch sei in der Außerung, der Kläger sei Mitveranstalter

der Veranstaltung gewesen, keine Ehrygrletzung zu erkennen. Er habe die ihm obliegende Sorg-

faltspflicht bei ger Recherche beachte!, so dass die Außerung gerechtfertigt sei. Als Mitglied der

SPD Berlin sgi d91 Kläger wig jedqs Milglied zumindest Mitveranstalter und sei auch als solcher

aufgetreten, insbesondere weil er Pressemappen verteilt, Stühle getragen und den Einlass über-

wacht habe. p3ss erzurn Velanstalter:lrreis zähle, sei auch dem Umstand zu entnehmen, dass er

bei seiner Rede das Publikum als ,,Ge11ossen" angeredet habe und von der stellvertretenden Lan-

desvorsitze4den der SPD mi! den Wo.{en ,Ronald LQssig, unser Journalist" vorgestellt worden sei.
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lnsbesondere der mehrfache l-linweis in den Einladungsschreiben des Veranstalters auf die Tele-

fonnummer des Klägers, verbunden mit dem Hinweis, dass dort weitere lnformationen eingeholt

werden könnten, habe Anlass gegeben, den Kläger als Mitveranstalter zu betrachten.

Der Beklagte behauptet zudem, dass die zu b) und c) angegriffenen Außerungen, Frau Sternberg

und er seien auf Betreiben des Klägers ausgeschlossen worden, nicht unwahr sei. Er verweist

hierzu auf eine E-Mail des Klägers vom 28. Juli 2010 (Anlage B 6), in welcher der Kläger an Par-

teikollegen über die Vorgänge berichtet. Der Wortlaut des Klägers mit,,unser Genosse Jürgen

Jänen wies beide richtigerweise ab", ,,unser Vorgehen' und ,,unser Hausrecht" zeige, dass der

Kläger den Venrueis durch die ausführende Person Jänen veranlasst habe. Das SPD-Mitglied lris

Spranger habe ihm am 10. Februar 2011 mitgeteilt, nichts von dem Ausschluss gewusst zu haben.

Der Rauswurf/Ausschluss sei ,,ohne Kenntnis oder Wahrnehmung der Versammlungsleitung" er-

folgt. Hätten sich der Beklagte und Frau Sterneberg an die Versammlungsleitung gewandt, hättte

sie sich klar gegen den Rauswurf ausgesprochen. Das MdA Raed Saleh habe am 19.'Januar

201 'l erklärt, nicht für den Ausschluss,verantwortlich zu sein. Er könne sich allerdings daran erin-

, nern, dass es an seinem Tisch eine ,,h,eftige Diskussion" über den noch vorzunehmenden Aus-

schluss/Rauqwgrf gegeben habe.,De-J,Kläger und Tom Schreiben hätten am Tisch mit Herrn Saleh

gesessen. Damit stehe fest, dass der Kläger im Verfügungsverfahren eine falsche eidesstattliche

Versicherung dahingehend, von dem AusschlusslRauswurf erst nach der Veranstaltung erfahren

zu haben, abgpgeb,en habe. ,. i . i;

i.,:

Seine Außerungen,seien vo-r dem Hintergrund zu sehen, dass er sich seit 2009 in einer vereins-

rechtlichen Au;einandqrsetzung ryit dem Kläger befinde, in der der Kläger nicht davor zurückge-

schreckt sei, ihn zu diffamieren. : i :;

::.li
Wegen der weiteren Einzelheiten def Parteivorbringens wird auf den lnhalt ihrer Schriftsätze

nebst Anlagen verwiesen. 
i

:j ':':.1

':.,1
Entscheidungssründe: i

Dem Klälger slghen,die geftend gemqcfrten Unterlassungsansprüche gegen den Bektagten aus $$

823, analog 1004 Abs. 1 Sgtf 2 BGB i1V. m,. Art. 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 GG zu, weil von der Unwahr-

heit der.angeg{ffenen Au(epnge,n augzugehen ist.

Ein Unterlassungsanspruch setzt eine Persönlichkeitsrechtsverletzung des Klägers durch die an-

gegriffene Außerung voraus. Ob eine Persönlichkeitsrechtsverletzung vorliegt, ist aufgrund einer

Abwägung des Rechts des Ktägers au.f,schutz seiner Persönlichkeit und Achtung seines Privatle-
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bens aus Art. 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 GG mit dem in Art. 5 Abs. 1 GG verankerten Recht des Bekalgten

auf Meinungs- und Medienfreiheit zu entscheiden. Denn wegen der Eigenart des Persönlichkeits-

rechts als eines Rahmenrechts liegt seine Reichwelte nicht absolut fest, sondern muss erst durch

eine Abwägung der widerstreitenden grundrechtlich geschützten Belange bestimmt werden, bei

der die besonderen Umstände des Einzelfalles sowie die betroffenen Grundrechte und Gewähr-

leistungen der Europäischen Menschenrechtskonvention interpretationsleitend zu berücksichtigen

sind. Der Eingriff in das Persönlichkeitsrecht ist nur dann rechtswidrig, wenn das Schutzinteresse

des Betroffenen die schutanrrürdigen Belange der anderen Seite überwiegt (BGH v.20.4.2010, Vl

Z.R245108, juris Rn. 12 m.w.N.).

Welche Maßstäbe für diese Abwägung gelten, hängt grundsätzlich vom Aussagegehalt der Auße-

rung ab, also von deren Einstufung als Tatsachenbehauptung oder Meinungsäußerung. Diese

Unterscheidung ist deshalb grundsätzlich geboten, weil der Schutz der Meinungsfreiheit aus Art. 5

GG bei Meinungsäußerungen regelmäßig stärker ausgeprägt ist als bei Tatsachenbehauptungen

(BGH v. 5.12.2006, Vl ZR 45/05, l,uris Sn. 14 m.w.N.). Bei Werturteilen ist maßgebend, ob sie als

Schmähung, Folmalbeleidigung oder V-erletzung der Menschenwürde anzusehen und deshalb zu

unterlassen ,qind oder, wepp dies zu v,erneinen ist, ob sie im Rahmen einer: Abwägung dem Per-

sönlichkeitsschutz vorgehen. Dabei istaber zu beachten, dass in Fragen, die die Öffentlichkeit

wesentlich be$rhren, eine Vermutung für die freie Rede spricht. (vgl. BVerfG v. 13.4.1994, 1 BVR

23l}4,juris ftn. -26 
ff. m.W.N ) , :,

. i , ,rl

Auch die Verprpitung vo,4,Talsacllenbphauptungen genießt den Schutz der Meinungsäußerungs-

freiheit, wplq,diese der Meingngsbildung zu dienen geeignet sind. Von dem Schutz des Grund-

rechts ausgenommen sind allerdings Tatsachenbehauptungen, deren Unwahrheit erwiesen ist

oder.dem Außernden Qereits:im Zpitpurlkt der Außerung bekannt war. Solange die Unwahrheit

einer Tatgaqhepbeltrauptung,nicht,erwiesen ist, bleibt sie von dem Schutzbereich des Grundrechts

umfasst. Der, Umstand Qes Qnervr4iesenseins kann aber bei der Abwägung mit gegenläufigen lnte-

ressen ins Gewicht fallen (ygl, BVprfGrv. 21.3.2007, 1 BvR 2231l07,juris Rn. 18 m.w.N.). Es ist

verfasqung'sreghtlich auch nicht zu beanstanden, bei einer Meinungsäußerung, die wertende und

tatsächliche Bestandteilg eplhält, im Rphmen der Abwägung zu berücksichtigen, dass die Tatsa-

chenbehaqptung, a,uf d,er die Wertung;,pufbaui, unrichtig ist und die'Außerung deshalb gegentlber

einem kollidierenden Schutzgut, hjer,dem Ruf des Klägers, zurücktreten zu lassen (BVerfG v.

16.7.2008, 1 B{S 1172l99,juris Rp. 16), Für die Einstufung als Tatsachenbehauptung kommt es

wesentlich Qarauf,qn, ob die Aussage einer Überprüfung auf ihre Richtigkeit mit den Mitteln des

Beweises zugänglich ist, was bei Meinungsäußerungen ausscheidet, weil sie durch das Element

der Stellungnahme und dep Dafürhaltens gekennzeichnet werden und sich deshalb nicht als wahr

oder,unwahr epryeisen lassel. Fü1 die ,Frmittlung des Aussagegehalts einer Außerung ist darauf
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abzustellen, wie sie unter Berücksichtigung des allgemeinen Sprachgebrauchs von einem unvor-

eingenommenen Durchschnittsleser verstanden wird, wobei eine isolierte Betrachtung eines um-

strittenen Außerungsteils regelmäßig nicht zulässig ist, sondern auch der sprachliche Kontext und

die sonstigen erkennbaren Begleitumstände zu berücksichtigen sind (BGH v. 16.11.2004, Vl ZR

298103, juris Rn. 24 m.w.N.). EinelAußerung fällt insgesamt in den Schutzbereich des Art. 5 Abs. 1

Satz 1 GG, wenn sie sich als Zusammenspielvon Tatsachenbehauptungen und Meinungsäuße-'

rung darstellt und hierbei in entscheidender Weise durch die Elemente der Stellungnahme, des

Dafürhaltens oder Meinens geprägt wird. Hierfür ist nicht ausschlaggebend, ob ein mit elnem Kla-

geantrag abgetrennter Teil der Außerung ausschtießlich Behauptungen tatsächlicher Art enthält.

Vielmehr ist die gesamte Außerung dahin zu wurdigen, ob sie dem Schutz des Art. 5 Abs. 1 Satz 1

GG zu unterstellen ist (BGH v.2.12.2OA8, Vl ZR 21U$6,juris Rn. 14 m.w.N.).

Der Träger des Persönlichkeitsrechts hat keinen Anspruch darauf, von anderen nur so dargestellt

zu werden, wie er sich selbst sieht oder gesehen werden möchte. Das Persönlichkeitsrecht ist

jedoch berührt bei solchen Darstellungen, die von nicht ganz unerheblicher Bedeutung für die Per-

sönlichkeitsenffeltung sind. Dagegen gebietet es das allgemeine Persönlichkeitsrecht nicht, dem

Betroffenen einen Abwphranspruch zuzubilligen, soweit es um Tatsachenbehauptungen geht, die

sich nicht in pennelswgrterr\ft/eisE auf,das Persönlichkeitsbild des Betroffenen auswirken können

(BVerfG v.23.,10.2007,, 1 BvR 150106;rjuris Rn. 20 rn.w.N.).

':rl

Unter Beachtu;'rg diesel Grundsätze gilt für die angegriffenen Außerungen Folgendes:

. ; r ..

Zu a) Grun{siitzlich hat dgr,Anspruqhsteller eines Unterlassungsanspruches im Rechtsstreit die

Unrichtigkeit $er ihn betreffenden ef rv,prletzenden Außerungen erforderlichenfalls zu beweisen. lm

Außerungsrecht ist dabei anerkannt,,dass bei ehrrührigen Behauptungen den Außernden unab-

hängig von der Beweislast eine erweiterte Darlegungslast trifft (BGH NJW 1974, 710). Diese er-

weiterte Darfegungslast wiJd zu elnel pchten Umkehr der Beweislast, wenn Streitgegenstand eine

üble Nachrege ist. Nach der überls 8?3 Abs. 2 BGB in das Deliktsrecht transformierten Beweisre-

gel des S 1qq StGB trifft den AußgrndBn die Darlegungs- und Beweislast dafür, dass seine ehrbe-
il'

einträ-chtigendgn Behauptungen wahr sind (BGH NJW 1996, 1 131 , 1 133; NJW 1985, 1621 , 1622),

es sei denn, dqr Störer,kann sich pu! $ie Wahrnehrnung eines berechtigten lnformationsinteresses

berufen. Liegt dieses vor und haf dgr Störer die dabei erforilerliche Sorgfalt beachtet, ist in der

Regel de,r Reghtfertigungggrund ;des $ 193 StGB gegeben. Dieser nimmt gegebenenfalls dem

Störer das Risiko der Unwahrheit der lnformation ab. Dies hat zur Folge, dass die aus $ 186 SIGB

folgende Beweislastumkehr entfiele, ,!g dass die Beweislast wie im Regelfall den Verletzten träfe

(BGH NJW 1985, 1621 ,1622).

I
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Bei der angegriffenen Außerung handelt es sich um eine Tatsachenbehauptung, da die Frage, ob

jemand Veranstalter ist, dem Bewpis zugänglich ist. Nach dem Verständnis des unbefangenen

Durchschnittslesers, auf das bei der Beurteilung einer Außerung abzustellen ist, ist aber nicht je-

der Teilnehmer an einer Veranstaltung oder ein dort auftretender Redner gleich deren Mitveran-

stalter. Der Kläger ist auch nicht dadurch als Mitveranstalter aufgetreten, dass er durch die stell-

vertretende Landesvorsitzende Spranger der SPD mit den Worten, "Ronald Lässig, unser Journa-

list" vorgestellt wurde und das Publikum mit "Genossen" angesprochen hat usw..

Zwischen den Parteien ist unstreitig, dass der Kläger nicht eigentlicher Mitveranstalter der streit-

gegenständlichen Veranstaltung war. Somit stellt sich nur die Frage, ob der Beklagte seinen An-

forderungen an die Sorgfaltspflicht bei den Recherchen genüge getan hat und somit der Rechtfer-

tigungsgrund des S 193 StGB greift. Dies ist hier nicht der Fall.

Zv'tar mag dem Beklagten ursprünglich der berechtigte Eindruck entstanden sein, der Kläger sei in

tragender Funktion bei der Veranstaltung tätig geworden, die einer faktischen Mitveranstaltertätig-

keit gleichkomme. Doch kam es vorliegend nicht darauf an. Denn jedenfalls hat der Beklagte sei-

ne Prüfpflichtgn verletzt, nachdem er ygn dem Kläger durch Schreiben vom 12.08 .2010 erfuhr,

dass die aufg-estellte Behauptungl er qei Mitveranstalter gewesen, unwahr ist. Spätestens zu die-

sem Zeitpunkt hätte der Beklagte die Richtigkeit bzw. Unrichtigkeit seiner Behauptung eingehen-

der überprüfen müssen und die in der Pressemitteilung vom 27 .O7.2ß11geäußerten Behauptun-

gen a-qf der lnternetseite korrigieren 9fler zumindest sprachlich so abschwächen müssen, dass

erkennbar wird, dass die Mitveranstaltertätigkeit als nicht gesichert gilt oder vom Kläger verneint

wurde. 
::

'::r:::I:,i
,ia,

Weiterhin trifft flie Ansicht de,s Beklagten nicht zu, dass die im Antrag zu a) gemachten Außerun-

gen nicht,ehrqpqührig s,giep, ppr 1,{lagqr ist stellvertretender Vorsitzender eines SED-

Opferverbandes. Der Ausschluss von SED-Opfern von einer Veranstaltung ist für ihn von ele-

mentarer Bedeutung seiner Tätig\eit,ldenn gerade er steht durch seine Funktion für die lnteressen

von ehemaligen SED-Opfern, Daq Mundtotmachen einzelner SED-Opfer kann beim verständigen

Leser d9n Ein{ruck etweckep, daps agsgerechnet der Vorsitzende des Opferverbandes die lnte-

ressen sqines eigenen )/erbqndeg durgh den Ausschluss von durch ihn politisch vertretenen SED-

Opfern nicht trgg-e, Dapei isj ygn Bedqytung, dass der Ausschluss erst durch die Wahrnehmung

des Hausrechts wirksam erlfärt werdgn konnte. Das Hausrecht kann aber nur der Veranstalter

wahryghmenu,Eq ist somit cuasi notry,endige Bedingung für einen rechtlich bindenden und nicht

nur faktischen Ausschluss durch den, Kläger, dass er Mitveranstalter war. Die Außerung, der Klä-

ger s9i Mitverqnstalter gerryegen, ist *qf it nicht wertneutral, sondern vermittelt dem Leser, dass

der Kläger nicht nur faktisch, über Einflussnahme auf den Veranstalter, sondenn auch rechtlich, als
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Veranstalter selbst, in der Lage gewesen wäre, einzelne Personen von der Veranstaltung auszu-

schließen. Selbst wenn man bereits unterstellte, der Kläger habe den Ausschluss des Beklagten

und von Frau Sternberg nicht veranlasst, dann käme trotzdem über die fälschlich behauptete Mit-

veranstalterstellung dem Kläger beim verständigen Leser zumindest eine Mitverantwortung in sei-

ner Funktion zu, weil er Teil des ausschließenden Organs war. Deshalb ist die unwahre Tatsa-

chenbehauptung, isoliert von der Ausschlussveranlassung betrachtet, geeignet den Kläger in des-

sen allgemeinen Persönlichkeitsrecht zU verletzen. Hinzu tritt, dass ohne plausiblen Grund ein

Bezug zwischen der SED-Opferrolle des Beklagten und Frau Sternebergs mit dem Veranstal-

tungsausschluss hergestellt wird. Das wäre vergleichbar mit einer Situation, in der etwa eine

Frauenbeauftragte auf einer nicht mit ihrer Tätigkeit in Bezug stehenden Veranstaltung eine Frau

des Saales venrveist, weil diese die Veranstaltung stört. Es käme hier niemand auf den ernsthaften

Gedanken davon zu sprechen, dass ausgerechnet eine Frauenbeauftragte eine Frau wegen deren

Geschlechts von der Veranstaltung verwiesen habe.

Daran änderi auch nichts, dass der Kläger den Ausschluss des Beklagten und Frau Sternbergs

begrüßt hat. S,gine Sympathiebekundyng für den Ausschluss kommt qualitativ noch keiner Mitver-

anstalterstellung gleich, mithin kelne Stellung des Klägers, eine gastgebende und hausrechtsaus-

übende Funklion innezuhabgn. lni ÜOr:gen waren die Sympathiebekundungen des Klägers in sei-

ner E-Mail vor,n 28,,Juli 2010, von,de,119n der Beklagte auch erst im Zuge des vorliegenden

Rechtsstrelts erfahpn hat aUc[ nicfl!,pegenstand der Pressemitteilungen.

,t .. i I r .rrr,i ,,: : '.

Die Wiederhofungsgefahr ist aufgrun{ der bereits erfolgten Rechtsverletzung zu ver

muten (BGH NJW :1986, 2803). Zwar wäre ggf. die Abgabe einer strafbewehrten Unterlassungs-

erklärung hier entbehrlich gewesen, nämlich dann, wenn der Beklagte bis zum Zeitpunkt der Ab-

mahnung zulässigerwei,se von det Mitveranstaltertätigkeit ausgehen durfte und insoweit bis dahin

gemäß S 193 SIGB gerechtfertigt gewgsen wäre. Doch spätestens mit dem in der Abmahnung

verbundenen Hinweis quf $ie iphaltliche Unrichtigkeit hätte eine Korrektur der im lnternet verbrei-

teten und dort unverändert abrufbaren Pressemitteilung erfolgen müssen.

Zu b) und c):. . ; .t

; ,'!::'

i ilj

Da es für den fläger als stellvertreten$en Vorsitzenden eines SED-Opferverbandes höchst ehren-

rührig ist, wgnn wahrheitswidrig ibqr ihn behauptet wird, ausgerechnet er habe SED-Opfer von

der Veranstaltung ausgescfrlossen, .oQlag dem Beklagten nach dem oben zu a) Ausgeführten die

Darlegungs. ufld Beweislast dafür, dass seine Behauptung richtig ist. Dem ist der Beklagte nicht

nachgekommen.
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Der lnhalt der E-Mail des Klägers,vom 28. Juli 2011 mit dem Betreff ,,Rechte von SPD-

Veranstaltung ausgeschlossen" gibt noch nichts dafür her, dass der Kläger den Ausschluss des

Beklagten und/oder Frau Sternebergs veranlasst oder zumindest mit veranlasst hat. Er spricht in

dieser E-Mail erkennbar für die SPD und benennt den Genossen Jänen als denjenigen, der die

beiden ,,richtigenreise" abgewiesen hat. Aus dem Umstand, dass der Kläger das Vorgehen seines

Parteigenossen billigt, ergibt sich noch nicht, dass er auf den RauswurflAusschluss hingewirkt

oder diesen gar selbst veranlasst, also Jänen dazu angewiesen hat. Auch wenn der Kläger an

dem Tisch des MdA Safeh gesessen und es in seinem Beisein eine ,,hettige Diskussion" über den

noch vorzunehmenden Ausschluss/Rauswurf gegeben haben sollte, belegt das noch nicht ein

Tätigwerden des Klägers. Der Beklagte trägt weder vor, dass der Klägers sich überhaupt an der

Diskussion beteiligt hat, noch in welcher Weise. Offenbar hat das MdA Saleh ihm darüber keine

lnformationen geben können oder wollen. Auch wenn - die Richtigkeit des Vorbringens des Be-

klagten unterstellt - diese Umstände Zweifel an der eidesstattlichen Versicherung des Klägers im

Verfügungsverfahren wecken, wonach er von dem Ausschlr.rss/Rauswurf erst nach der Veranstal-

tung erfahren habe, würde dies im Umkehrschluss nicht dazu führen, dass nunmehr von der

Wahrheit der Außerung des Beklagtep auszugehen wäre. Die Mutmaßungen des Beklagten über

die Rolle, die der Kläger geqpielt hat,, sind nicht geeignet, die Wahrheit seiner Behauptungen zu

beweisen. Dgr: Umstand, ,dass,es pem Kläger nach den Darlegungen des Beklagten aufgrund

dessen vorangeqangen Verhaltens purchaus zuzutrauen wäre, maßgeblich an den Raus-

wurf/AuqqchJuss beteiligt gqv,vesen zu sein, kann schon gar nicht ausreichen

i:r..i
Die Wipdgrhofpngsgefahr igt aufgrurld der bereits erfolgten Rechtsverletzung zu vermuten und

hätte nur durcl'lAbgabe einer strafbewghrten Unterlassungserklärung ausgeräumt werden können

(BGH NJW :19P4, 1,?81), a1 der es ferhlt.

,i:1..1'l

Die Kostenentscheidung fqlgt aus $ Ql Abs. 1 ZPA. Die Entscheidung über die vorläufige Voll-

streckbarkeit ergibt sich aus S 709 S. 
1t,, 

2 ZPO.

i ,:,1 ::i,.,i
Eine Erkläru.ngsfrist auf dqp SchriftsatZ des Klägers vom 3. August 2011 war dem Beklagten nicht

zubewilligen,{adesse,nlnl'rqltniqht.zr;seinenLastenbertjcksichtigtwordenist'
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Mauck Dr. Himmer


